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Das politische System1 
Brisante Korruptionsaffären lösten in den letzten Jahren eine lebhafte Dis-
kussion unter den Politologen Brasiliens aus.2 Die Verstrickung der Links-
partei PT (Partido dos Trabalhadores)  die deutliche ideologische Kontu-
ren und eine breite soziale Basis hat(te)  in schmutzige Geschäfte stellt für 
viele einen unwiderlegbaren Beweis dar, dass die brasilianische Politikkultur 
historisch unter der Ägide von Populismus, Klientelismus und Patrimonia-
lismus konstituiert wurde und bis heute noch stark davon geprägt sei. Ferner 
seien die demokratischen Institutionen in Brasilien fehlerhaft aufgebaut und 
dringend zu reformieren. Demgegenüber positionieren sich Gelehrte, die aus 
diesen Affären ein ganz anderes Fazit ableiten. Ihnen zufolge sei Korruption 
ein Phänomen, das in jeder gegenwärtigen Demokratie, wenn auch in unter-
schiedlichem Ausmaß, vorhanden sei. Ferner erwiesen sich die politischen 
Institutionen durchaus als fähig, die Krise abzufedern und die damit zusam-
menhängende Gefährdung der demokratischen Ordnung abzuwenden (Ren-
nó 2007; Carvalho 2006). 
Gleichgültig welche Konsequenzen man aus den neueren Korruptionsfäl-
len ziehen möchte, verdeutlichen wiederholte Korruptionsaffären die grund-
legenden Merkmale des politischen Systems in Brasilien. Dabei handelt es 
sich hier vor allem um die ambivalente Machtposition des Staatsoberhaupts, 
denn der Präsident besitzt Machtbefugnisse, die in anderen Demokratien 
eher ungewöhnlich sind. Gleichzeitig muss er aufgrund der hypertrophierten 
Parteienlandschaft tagtäglich um seine parlamentarische Mehrheit kämpfen. 
Der für eine Amtszeit von vier Jahren gewählte Präsident lenkt die brasi-
lianische Exekutive und ist damit gleichzeitig Staats- und Regierungschef. 
Er leitet die Verwaltung auf nationaler Ebene und ist befugt, sein Kabinett 
                                                     
1 Dieses Kapitel stellt eine aktualisierte und gekürzte Fassung von Costa (2008) dar. 
2 Besonders prominent wurde die Affäre Mensalão, die 2005 durch den begründeten 
Vorwurf ausgelöst wurde, wonach die Arbeiterpartei die Unterstützung mehrerer Abge-
ordneter durch ein beträchtliches Taschengeld erkaufte. Dabei mussten mehrere der engs-
ten Vertrauten von Präsident Lula ihr Amt in der Arbeiterpartei und in der Regierung 
niederlegen. Lula selbst konnte äußerst knapp einem Amtsenthebungsverfahren entgehen 
(Miguel/Coutinho 2007). 
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selbst zu bilden sowie auch beliebig umzuformen. Er darf darüber hinaus 
vorschlagen, Ministerien zu streichen oder neu zu schaffen. 
Trotz ihrer weitreichenden Befugnisse sieht sich die brasilianische Exe-
kutive gezwungen, mit den Parlamentariern eng zusammenzuarbeiten, da 
eine einzige Partei in der Regel nicht in der Lage ist, der Regierung eine 
parlamentarische Mehrheit bereitzustellen. Das bedeutet: Ungeachtet wel-
cher Partei der Präsident angehört, müssen breite Koalitionen gebildet wer-
den. Daraus ergibt sich eine politische Tauschbörse, in der sich die Regie-
rung bzw. die Regierungspartei die Unterstützung der Parlamentarier mit 
Ministerien, Posten in der Verwaltung und Umsetzung von Beschlüssen, 
aber auch mit illegaler Finanzierung von Wahlkämpfen erkauft. Diese Art 
von Koalitionspräsidentialismus,3 wie das brasilianische Modell in der 
Fachliteratur bezeichnet wird, beeinträchtigt besonders die Handlungsfähig-
keit der Exekutive, da sie wiederholt auf eine einheitliche Abstimmung wi-
dersprüchlicher Parteieninteressen angewiesen ist. Die Regierung Lula etwa 
ist sowohl in der ersten Amtszeit (2003-2006) als auch in der zweiten Perio-
de (2007-2010) von der Unterstützung durch bis zu neun Parteien abhängig.4 
Außerdem schafft der Koalitionspräsidentialismus eine Grauzone im Ver-
hältnis von Regierung und Parteien: Da ihre Verhandlungen nicht öffentlich 
geführt werden (können), entsteht in der Gesellschaft der Eindruck, dass 
dabei nicht nur legale, sondern auch rechtswidrige Zugeständnisse (private 
Favorisierung, technisch unbegründete Staatsinvestitionen usw.) ausgehan-
delt werden. 
Seit der ersten Amtsperiode Cardosos (1995-1998) haben sich zwei poli-
tische Felder herauskristallisiert, die eher allianzpragmatisch als ideologisch 
organisiert sind. Es handelt sich einerseits um die durch die sozialdemokrati-
sche Partei PSDB (Partido da Social Democracia Brasileira) und der libe-
ralkonservativen PFL (bzw. DEM  Democratas) formierte Allianz, die die 
Amtszeiten Cardosos begleitete und andererseits um die durch die PT (Par-
tido dos Trabalhadores), PMDB (Partido do Movimento Democrático Brasi-
                                                     
3 Der Ausdruck Koalitionspräsidentialismus (Presidencialismo de coalização) wurde 
1988 von S. Abranches geprägt und ab Ende der 1990er Jahre in die brasilianische poli-
tikwissenschaftliche Debatte stark mit einbezogen (Avritzer/Anastasia 2006). 
4  Ein von Alcántara Sáez/Freidenberg (2002: 146) durchgeführter Vergleich mehrerer 
lateinamerikanischer Länder konstatiert in Argentinien, Chile und Uruguay eine ähnliche 
Zerstreuung politischer Verhandlungen. Den Autoren zufolge drückt die ausgedehnte 
Parteienlandschaft, die man in mehreren Ländern Lateinamerikas vorfindet, eher die vor-
handene gesellschaftliche Heterogenität als eine politische Anomalie aus. 
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leiro) und mehrere kleinere Linksparteien gebildete Allianz, die die Regie-
rung Lula unterstützt.5 
Im nächsten Abschnitt erfolgt ein Überblick über dieses komplexe Aus-
handlungssystem. Zunächst werden die Ebenen der Exekutive und die Judi-
kative kurz umrissen, danach folgen Ausführungen zu den Strukturen der 
Legislative und der Gesetzgebung. Abschließend werden das Wahlsystem, 
die Parteien sowie die Rolle der Interessengruppen dargestellt. 
 
1. Judikative und Exekutive 
Nach der Verfassung von 1988 stellen eine autonome Judikative, eine auf 
dem Präsidentialismus basierende Exekutive sowie eine Legislative mit zwei 
Kammern die Grundelemente des brasilianischen rechtsstaatlichen Institu-
tionsgefüges dar. Der Föderalismus und die daraus folgende Autonomie der 
Staaten und Munizipien stehen ebenfalls im Vordergrund. 
Trotz seiner fortschrittlichen Verfassung leidet Brasilien  wie viele an-
dere lateinamerikanische Demokratien  an einer grundlegenden Struktur-
schwäche: Die fehlende Verfassungswirklichkeit. Mehrere Faktoren tragen 
dazu bei, dass das geschriebene Gesetz in mehreren Bereichen der Gesell-
schaft keine Gültigkeit hat. Einerseits fördern die brutalen sozialen Un-
gleichheiten die Entstehung von überintegrierten und unterintegrierten Bür-
gern (Neves 1994): Während die ersteren über so viele (teils materielle) 
Machtmittel verfügen, dass sie das Gesetz zu ihren Gunsten justieren können 
und sich damit über die Bürgerrechte hinwegsetzen, fehlt den Unterintegrier-
ten das Minimum an Ressourcen, das die Inanspruchnahme rechtsstaatlicher 
Möglichkeiten überhaupt voraussetzt. Sie kennen weder ihre Rechte noch 
das demokratische Institutionengefüge, auf das sie zurückgreifen könnten, 
um sich gegen Gefährdungen ihres Bürgerstatus zu wehren. 
Andererseits ist die unvollständige Rechtsstaatlichkeit auf systemische 
Unzulänglichkeiten zurückzuführen. Gemeint sind hier sowohl die Unfähig-
keit des Staates, in allen Regionen des Landes eine effektive Präsenz zu zei-
                                                     
5 Für die Unterstützung durch die größte Partei Brasiliens, die PMDB, bezahlt die Regie-
rung Lula einen besonders hohen politischen Preis. Denn die politische Macht ist inner-
halb der Partei in mehrere regionale Führerschaften aufgeteilt, die weder gemeinsame In-
teressen noch ein kohärentes politisches Programm verfolgen, aber die gesichtslose Par-
tei aus rein persönlichem Machtkalkül aufrechterhalten. Dies wurde 2009 besonders 
deutlich, da Lula den ehemaligen Präsidenten und PMDB-Senator José Sarney in dem 
Moment persönlich unterstützte, als Sarney als korrupter Senatsvorsitzender entlarvt und 
zu einer Art Ikone autoritärer und antiquierter Politik in der brasilianischen Öffentlich-
keit wurde (Nobre 2009). 
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gen als auch die Anfälligkeit staatlicher Verwaltung für Korruption und an-
dere Machtmissbräuche (etwa polizeiliche Gewalt, Favorisierung mächtiger 
Gruppen durch Staatsbeamten usw.). 
Die Unabhängigkeit der Judikative wird in der geltenden Verfassung von 
1988 reglementiert. Demnach fungiert das höchste brasilianische Gericht 
(Supremo Tribunal Federal) als Verfassungshof, das ein Gesetzentwurf als 
verfassungswidrig erklären und annullieren darf. Arantes (2004: 102ff.) zu-
folge trägt die Verfassung von 1988 ebenfalls dazu bei, die in der zweiten 
Hälfte des 20. Jahrhunderts beobachtete Expansion der Judikative zu kon-
solidieren. Gemeint sind vor allem eine Erweiterung ihrer effektiven Kom-
petenzen sowie ihre zunehmende gesellschaftliche Verankerung. Die wach-
sende Bedeutung der Justiz, neue Konfliktlinien effektiv zu regulieren, ist 
vor allem dem verbesserten Schutz der kollektiven und diffusen Interessen 
und der Einführung neuer Gerichte für geringfügige Belange (Juizados de 
Pequenas Causas) zu verdanken. Unter diffusen und kollektiven Interessen 
werden Rechte verstanden, die nicht adäquat einer individuellen Rechtsper-
son zugeschrieben werden können, wie etwa im Fall der Verbraucher-, Be-
hinderten-, Jugend- und Minderheitsrechte oder wenn es darum geht, Ge-
meinnutz (Kulturgüter, Umwelt etc.) zu schützen. Genau diese Rechte treten 
jüngst nach der Entwicklung eines adäquaten Rechtsinstruments, der Ação 
Civil Pública, sowie dem institutionellen Erstarken spezialisierter Anwalt-
schaften (Ministério Público) in den Vordergrund und rufen bei der Be-
völkerung mehr Interesse und Vertrauen gegenüber der Judikativen hervor 
(Arantes 1999). 
Bei den Gerichten für geringfügige Belange handelt es sich um Sonder-
foren, die ein vereinfachtes Schnellverfahren in Zivil- und Strafrechtsange-
legenheiten ermöglichen, wenn diese einen geringen Umfang aufweisen. 
Damit wird zum Gang zur Justiz ermutigt und der Zugang zu ihr erweitert 
(Arantes 2004). 
Die Regierungs- und Verwaltungsaktivitäten sind in drei Ebenen geglie-
dert. Der Präsident, zusammen mit dem von ihm meist nach regionalen, par-
teilichen und nicht zuletzt technischen Kriterien gewählten Kabinett, leitet 
die Zentralverwaltung. Alle Ministerien haben ihren Hauptsitz in Brasilia, 
von wo aus die landesweiten Vertretungen gesteuert werden.  
Die Bundesstaaten bilden die zweite Regierungssphäre, während die 
Munizipien, also die Kommunen, die dritte Ebene darstellen. Die brasiliani-
sche Föderation besteht aus 26 Staaten (Estados), dem Bundesdistrikt oder 
Regierungssitz (Distrito Federal) und 5.564 Munizipien (municípios) (IBGE 
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2008). Jede Föderationseinheit hat eine eigene Exekutive, deren Amtsinha-
ber für jeweils vier Jahre direkt gewählt werden. Die Kompetenzverteilung 
zwischen der Exekutive und der Legislative auf nationaler Ebene wiederholt 
sich weitgehend auf der Einzelstaats- und Kommunalebene. Somit dürfen 
die gewählten Gouverneure (governadores) in den Staaten sowie die Bür-
germeister (prefeitos) in den Munizipien ihr Kabinett selbst bilden.  
Staaten und Munizipien sind zwar befugt, ihre eigene Politik in den un-
terschiedlichen Bereichen (Gesundheit, Schulwesen, Umwelt usw.) zu 
bestimmen, faktisch jedoch sehen sich insbesondere die ärmeren Födera-
tionsmitglieder gezwungen, sich den Prioritäten des Bundes anzupassen, 
weil sie sonst mit ihren eigenen Mitteln keine umfassenden Reformen erzie-
len können.  
Historisch haben die Oberhäupter der Bundesstaaten und Munizipien 
immer wieder versucht, die Knappheit der Mittel durch neue Verschuldun-
gen zu kompensieren. Die Schulden wurden wiederum dem Amtsnachfolger 
hinterlassen oder auf eine höhere Regierungsinstanz übertragen. Seit 2000 ist 
dies aufgrund des Gesetzes der fiskalen Verantwortung (Lei de Responsa-
bilidade Fiscal) nicht mehr möglich. Diesem Gesetz zufolge sind die Amts-
inhaber nun auf allen drei Regierungsebenen verpflichtet, einen Haushalts-
plan vorzulegen, aus dem deutlich hervorgeht, dass ihre jährlichen Einnah-
men alle Spesen abdecken (Costa 2004: 182). Folgt ein Amtsinhaber der 
verantwortlichen Haushaltspolitik nicht, droht ihm gar eine Freiheitsstrafe.  
Die geltende Verfassung von 1988 erweitert die Autonomie und Hand-
lungskapazität der Föderationseinheiten, indem sie ihnen eine rechtlich gesi-
cherte Teilnahme an den Staatseinahmen zugesteht. Demnach erhalten die 
Munizipien ca. 17% und die Bundesstaaten rund 26% der gesamten Steuer-
einnahmen. Die Mittelverteilung unter den verschiedenen Föderationsmit-
gliedern folgt dem Kriterium der Einwohnerzahl, aber auch dem Aus-
gleichsprinzip, demzufolge Munizipien und Staaten, die niedrige Sozialindi-
katoren aufweisen, besonders berücksichtigt werden. Im Anteil des Bundes 
(ca. 57%) sind auch Ressourcen enthalten, die den Munizipien und Staaten 
für gesetzlich vordefinierte Ausgaben (etwa mit dem Erziehungs- und Ge-
sundheitswesen) überwiesen werden müssen (Andrade 2004: 214). 
Doch die sozialen und ökonomischen Kontraste zwischen den Regionen 
gehen auf historische und strukturelle Faktoren zurück und können mittels 
steuerpolitischer Maßnahmen nur bedingt ausgeglichen werden. Generell 
lässt sich feststellen, dass die Staaten und Munizipien im Norden und Nord-
osten schlechtere ökonomische und soziale Indikatoren aufweisen, während 
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im Südosten die industrialisierten und ökonomisch dynamischsten Pole exis-
tieren, der Süden gemeinhin die Staaten mit den besten sozialen Indikatoren 
aufweist. 
 
2. Legislative und die Gesetzgebung 
Auf Bundesebene ergänzen sich die zwei legislativen Häuser (Senado und 
Câmara dos Deputados) bei der Gesetzgebung. Das bedeutet, dass Gesetz-
entwürfe, die in einer Kammer beschlossen werden, einer Bestätigung der 
anderen Kammer bedürfen (Cintra/Lacombe 2004). Im Senado sollen die 
26 Staaten der brasilianischen Föderation sowie der Regierungssitz (Distrito 
Federal) gleichberechtigt vertreten sein, daher ist dieses Haus mit jeweils 
drei Vertretern aus jedem Staat zusammengesetzt. Die Senado-Mitglieder 
werden für ein Mandat von acht Jahren direkt von der Bevölkerung des je-
weiligen Staates gewählt. 
Die Câmara besteht aus 513 Sitzen, die unter den Staaten und dem Re-
gierungsdistrikt je nach der Anzahl ihrer Einwohner verteilt werden.6 Die 
Amtszeit beträgt hier vier Jahre. Intern stellen der Vorstand (mesa diretora), 
die thematischen Ausschüsse (Comissões permanentes), das Gremium der 
Fraktionsvorsitzenden (Colégio de Líderes) sowie das Plenum (Plenário) die 
wichtigsten Entscheidungsinstanzen der Câmara dar. Die Verteilung der 
Posten im Vorstand und in den Ausschüssen folgt dem Proportionalitätskri-
terium, sodass auch Parteien mit einer relativ kleinen Anzahl von Abgeord-
neten im Vorstand und in den Ausschüssen ein Amt bekommen (können). 
Dem Gremium, das die Fraktionsvorsitzenden bilden, kommen wichtige 
Funktionen zu: Es berät den Vorstand über die Zusammensetzung der Ta-
gesordnung und kann zu bestimmten Materien verbindliche Entscheidungen 
treffen. Auch die Ausschüsse sind befugt, in einigen Fällen Gesetzentwürfe 
zu beschließen, ohne dass über diese im Plenum abgestimmt werden muss. 
                                                     
6  Aus der Verteilung der Sitze ergibt sich dennoch eine für die Staaten ungleiche Propor-
tion von Einwohnern pro Abgeordnete. Schuld daran ist die Verfassungsbestimmung, 
wonach eine Mindestanzahl von acht Abgeordneten bzw. eine maximale Fraktion von 
70 Mitgliedern pro Staat zu bestehen hat. Damit vertritt ein Abgeordneter im bevölke-
rungsärmsten Staat Roraima in numerischer Hinsicht ca. 26.000 Einwohner, während im 
bevölkerungsreichsten Staat São Paulo die Relation lautet: 1 Abgeordneter auf ca. 
367.000 Einwohner (Anastasia 2004: 193). Kritiker des brasilianischen Systems sehen in 
der ungleichen Proportion Einwohner/Abgeordnete das Scheitern eines grundlegenden 
Demokratieprinzips, wonach alle Stimmen gleichwertig sein sollen (one man, one vote) 
(Cintra/Lacombe 2004: 140). 
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Auf der Ebene der einzelnen Bundesstaaten stellt die Legislative Ver-
sammlung (Assembléia Legislativa) das Parlament dar und in den Kommu-
nen die Kammer der Stadtverordneten (Câmara dos Vereadores). Die Mit-
gliederzahl dieser Parlamente hängt von der Bevölkerungsgröße des jeweili-
gen Staats bzw. Munizips ab. Hier werden die Volksvertreter ebenfalls direkt 
gewählt. Wie bei den nationalen Parlamentswahlen gibt es auch in den Staa-
ten und Munizipien keine Zuteilung von Wahlbezirken, das heißt die Kandi-
daten für das Bundesstaats- bzw. Kommunalparlament dürfen Stimmen aus 
dem gesamten Gebiet eines Staats bzw. eines Munizips bekommen. 
Die Gesetzgebung erfolgt auf allen drei föderativen Ebenen in der Legis-
lative, wobei das bikamerale System nur auf nationaler Ebene existiert. Staa-
ten und Munizipien haben also nur ein legislatives Gremium.  
Der Exekutive auf nationaler Ebene kommen allerdings auch legislative 
Funktionen zu: Der Präsident kann dem Parlament Gesetzesvorhaben vor-
legen und hat das Monopol der Gesetzgebung für Bereiche inne, die die 
Verwaltung, den Staatshaushalt oder neue Steuern betreffen. Zu seinen Be-
fugnissen zählt auch das Vetorecht gegenüber Gesetzentwürfen, die im Par-
lament bereits angenommen wurden. Sein Veto kann allerdings in einer ge-
meinsamen Sitzung beider parlamentarischer Häuser aufgehoben werden. 
Eine weitere und in der politischen Praxis Brasiliens zentrale Befugnis des 
Präsidenten stellen die provisorischen Bestimmungen (medidas provisó-
rias) dar. Danach darf der Präsident gesetzähnliche Anweisungen erlassen, 
die nach ihrer Ankündigung unmittelbar und zunächst für 60 Tage in Kraft 
treten. Wird die Bestätigung bzw. die Ablehnung dieser Dekrete nicht inner-
halb von 60 Tagen vom Parlament beschlossen, so dürfen sie ein zweites 
Mal angekündigt werden7 (Amorim Neto 2004: 129ff.).  
Auf der Ebene der Staaten und der Munizipien darf die Exekutive dem 
Parlament ebenfalls Gesetzesvorhaben vorlegen und besitzt sowohl das Ve-
torecht als auch das Gesetzmonopol für bestimmte Materien, ähnlich wie die 
Nationalregierung. Eine Entsprechung der provisorischen Bestimmungen 
gibt es hier allerdings nicht. 
Die Kompetenzverteilung in der Gesetzgebung erfolgt nach der Einstu-
fung der betreffenden Materie, wobei entschieden wird, ob das Thema in den 
                                                     
7  Die Befugnis des Präsidenten, Dekrete in Kraft treten zu lassen, wird von vielen Polito-
logen mit Recht als Reminiszenz an autoritäre Regime kritisiert. Dessen ungeachtet ha-
ben alle jüngst amtierenden Präsidenten ausgiebig darauf zurückgegriffen: Nach der Be-
rechnung von Da Ros (2008: 156) für die Zeit bis 2006 hatten Cardoso 6,8 und Lula 4,8 
solche Dekrete im Monatsdurchschnitt erlassen. 
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exklusiven Kompetenzbereich des Bundes oder in den komplementären bzw. 
konkurrierenden Befugnisbereich anderer Föderationsebenen fällt. Bestehen 
allerdings Inkompatibilitäten zwischen den Instanzen der Gesetzgebung auf 
den verschiedenen Ebenen, so gelten die Bestimmungen des Bundes. Costa 
(2004: 178) zufolge führt dies in der Praxis zu einer Vormachtstellung des 
Bundes, der nur selten auf sein Recht verzichtet, über eine in seinem Inte-
resse liegende Materie legislatorisch zu bestimmen. 
 
3. Parteien und Interessengruppen 
Das 1965 vom Militär eingeführte Zweiparteiensystem wurde noch während 
der Diktatur im Jahre 1980 durch ein Mehrparteiensystem ersetzt. Es ent-
standen zunächst sechs Parteien: PDS und PMDB, direkte Nachfolger der 
Regierungs- bzw. der Oppositionspartei in der Diktaturzeit; die Arbeiterpar-
tei PT, die die unabhängige Gewerkschaftsbewegung und die neuen sozialen 
Bewegungen repräsentierte; die liberalkonservative PP sowie PDT und PTB, 
die sich um das nationalpopulistische Erbe von Vargas stritten.  
Im Jahre 1984 erlebte Brasilien die wichtigsten Mobilmachungen seiner 
Geschichte: Millionen von Menschen demonstrierten landesweit dafür, dass 
nicht die vorgesehenen indirekten, sondern direkte Präsidentschaftswahlen 
stattfinden sollten. Ihr unmittelbares Ziel erreichten die Demonstranten zwar 
nicht, jedoch beeinflussten die Massenmobilisierungen mehrere regierungs-
nahe Parlamentarier, die im Rahmen der indirekten Wahlen dem Opposi-
tionskandidaten Tancredo Neves ihre Stimme gaben. Neves gewann die 
Wahl, allerdings starb er wenig später an einer akuten Krankheit. Sein libe-
ralkonservativer Vize Sarney übernahm die Regierung und führte den De-
mokratisierungsprozess weiter voran. 
Während der Regierung Sarney (1985-1989) veränderte sich die Partei-
enlandschaft radikal: Die Anzahl der anerkannten Parteien stieg bereits 1985 
auf elf an, sogar zwei kommunistische Parteien, die unter den Militärs in den 
Untergrund gehen mussten, wurden wieder legalisiert. Bis Ende der 1990er 
Jahre konnte sich das Parteienspektrum noch weiter ausdehnen, sodass die 
Wahlbehörde für die Präsidentschaftswahlen von 1989 insgesamt 22 Partei-
en akkreditiert hatte (Fleischer 2004: 261).  
Ab den 1990er Jahren setzte eine gewisse Stabilisierung des brasiliani-
schen Parteiensystems ein. Dank gesetzlicher Einschränkungen sowie wahl-
strategischer Entscheidungen fusionierten einige kleine Parteien, auch die 
Häufigkeit des Parteienwechselns nahm ab. Damit kristallisierten sich Präfe-
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renzen der Wählerschaft für vier bis fünf Parteien bzw. Fraktionen8 heraus, 
die, landesweit vertreten, über die größten Fraktionen im Parlament verfügen 
und die Präsidentschaftswahlen entscheiden.9 Die kleinen Parteien existieren 
weiter und können regional eine wichtige Bedeutung erlangen, auf dem na-
tionalen Parkett spielen sie jedoch die Rolle eines Juniorpartners der großen 
Parteien (Ferreira/Batista/Stabile 2008; Kinzo 2004). 
Die Konsolidierung der Parteienlandschaft wird ebenfalls von Studien 
belegt, die sich mit dem Abstimmungsverhalten der Parlamentarier beschäf-
tigen. Demzufolge weichen nur sehr wenige Stimmen von der Anweisung 
des jeweiligen Fraktionsvorsitzenden ab. In der Regel folgen die Abgeordne-
ten also den Beschlüssen ihrer Partei und zeigen sich der parteilichen Loyali-
tät verpflichtet. Entgegen dem verbreiteten Bild einer chaotischen Parteien-
landschaft, in der nicht die Parteiinteressen, sondern individuelle Ent-
scheidungen einzelner Politiker zählen, konstatieren mehrere Autoren die 
Bedeutung der Parteidisziplin sowie eine kohärente und effiziente Interes-
senvertretung durch die brasilianischen Parteien (Figueiredo/Limongi 2000). 
Gleichwohl jedoch zählen die Parteien in Brasilien  wie in anderen la-
teinamerikanischen Ländern  zu den Institutionen, denen die Bevölkerung 
nur ein sehr geringes Vertrauen schenkt. Dies ist nicht zuletzt auf die wenig 
überschaubaren Finanzierungsmechanismen zurückzuführen. Die brasiliani-
schen Parteien werden sowohl von öffentlichen als auch von privaten Mit-
                                                     
8  Im Oktober 2009 waren es insgesamt 19 Parteien, die in der Câmara vertreten wurden, 
von denen vier Parteien mehr als 50 Abgeordnete hatten: 
 PMDB  Partido do Movimento Democrático Brasileiro, Partei der demokratischen 
Bewegung Brasiliens mit 91 Abgeordneten; 
 PT  Partido dos Trabalhadores, Arbeiterpartei, mit 78 Abgeordneten; 
 DEM  Democratas, Demokraten, mit 57 Abgeordneten und 
 PSDB  Partido da Social Democracia Brasileira, Partei der Sozialdemokratie Brasi-
liens, ebenfalls mit 57 Abgeordneten (Camara dos Deputados 2009). 
9  Wenn hier von der Konsolidierung der Parteienpräferenzen gesprochen wird, ist damit 
selbstverständlich nicht die Beständigkeit traditionsträchtiger Parteien in älteren Demo-
kratien gemeint, sondern lediglich der Erfolg bestimmter Parteien in sukzessiven Wah-
len. Dabei verändern sich die Perzeptionen der Parteien durch die Wählerschaft andau-
ernd. Dies geht aus einer Untersuchung von Carreirão (2008) hervor, bei der die Ein-
schätzung der Parteien durch die Bevölkerung 1990, 1997, 2002 und 2007 verglichen 
wurde. Demzufolge wird die Unterscheidung der verschiedenen Parteien durch die Wäh-
ler zunächst wachsen. Im Jahr 2007 reflektierte die Meinung der Wählerschaft eine pro-
grammatische Undifferenzierung der Parteien, was sicherlich auch mit einem realen Ver-
lust der ideologischen Konturierung der Parteien zusammenhängt. Auslöser dieser Ver-
wischung programmatischer Trennungslinien sind nicht zuletzt die seit der Übernahme 
der Präsidentschaft durch die Arbeiterpartei 2002 und die daraus folgenden Kompromis-
se, die das oben erwähnte System des Koalitionspräsidentialismus fordert. 
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teln unterhalten. Zu den öffentlichen Unterstützungen zählen vor allem die 
Gelder aus dem Parteienfonds und die kostenlose Verbreitung der Propagan-
da und Wahlspots der Parteien in elektronischen Medien. Die Privatspenden 
fließen meistens im Rahmen der Wahlkämpfe und finanzieren die monumen-
talen Produktionskosten der Wahlspots und Kundgebungen sowie die fürst-
lichen Gehälter der Wahlstrategen, die nach der Amerikanisierung latein-
amerikanischer Wahlen zu einem zentralen Bestandteil der Politik geworden 
sind (Zavatto 2005). Die Wahlstrategen haben in Brasilien in der Regel kei-
ne Parteiverpflichtungen und erklären sich bereit, das politische Marketing 
derjenigen Kandidaten durchzuführen, die sie besser honorieren. Ihre Auf-
gaben gehen weit über die Produktion der Wahlspots hinaus: Anhand detail-
lierter Meinungsuntersuchungen erforschen sie möglichst genau die Präfe-
renzen und Geschmäcke der Wählerschaft und schneiden das Kandidaten-
image danach zurecht. Dementsprechend beraten sie die Kandidaten nicht 
nur darüber, welche Aspekte ihrer Wahlprogramme besonders betont werden 
sollen, sondern auch darüber, welcher Anzug oder Sprachduktus einem be-
stimmten Publikumssegment besser entspricht. 
Alle brasilianischen Bürgerinnen und Bürger erhalten ab dem 16. Le-
bensjahr die Wahlberechtigung  Ausnahmen stellen Häftlinge sowie Solda-
ten während der Wehrpflicht dar. Bis zum 18. und ab dem 70. Lebensjahr ist 
die Stimmabgabe freiwillig, ansonsten besteht die Wahlpflicht, das heißt wer 
nicht wählen geht, macht sich strafbar. Das Wahlrecht wurde in der Ge-
schichte der brasilianischen Republik kontinuierlich erweitert. Heute zählt 
Brasilien über 130 Mio. Wähler, womit über 70% der brasilianischen Bevöl-
kerung über das Wahlrecht verfügen (Tribunal Superior Eleitoral 2009). 
Avelar (2004: 288ff.) vergleicht die Wahlbeteiligung sowie das Verhal-
ten der Wählerschaften in Brasilien und einigen europäischen Demokratien, 
wobei sie markante Unterschiede in der ideologischen Begründung des 
Wahlverhaltens konstatiert. Während nämlich die Meinungsumfragen in 
Europa einen klaren Zusammenhang zwischen ideologischen Präferenzen 
und Wahlentscheidungen belegen, decken sich ideologische und parteiliche 
Präferenzen in Brasilien nicht.10 Der Autorin zufolge erklären sich diese 
                                                     
10 Gleichwohl stabilisieren sich zumindest in Bezug auf die Präsidentschaftswahlen die 
Präferenzen der Wählerschaft. Wie Bohn/Paiva (2009: 204) konstatieren: Die Brasilia-
ner, wenn man die gesamte Wählerschaft berücksichtigt, stabilisieren ihr Wahlverhalten 
über die letzten zwei Jahrzehnten hinaus. [...] Unterschiedliche Faktoren tragen dazu bei, 
unter diesen ist die Stabilisierung der Wahlangebote zu zählen. Seit Anfang der 1990er 
Jahre erfolgt eine Polarisierung zwischen zwei Parteien: PT und PSDB. 
Das politische System 201
Unterschiede durch die instabile Parteienlandschaft sowie durch den gerin-
gen politischen Bildungsgrad des brasilianischen Durchschnittswählers. Die-
ser Wähler lese keine Tageszeitung, nutze ausschließlich das Massenfern-
sehen und die Wahlspots als politische Informationsquellen und sei deshalb 
nicht in der Lage, sich ein ausdifferenziertes Bild der Parteien und ihrer 
Kandidaten zu machen. Dennoch lassen sich in Anlehnung an Wahlstudien 
seit den 1950er Jahren einige wichtige nachhaltige Wahltendenzen feststel-
len: Die in den Großstädten lebende Bevölkerung neigt immer mehr dazu, 
mit ihrer Stimme die Unzufriedenheit über die breite soziale Kluft zwischen 
Armen und Reichen auszudrücken und bevorzugt Parteien und Kandidaten 
aus dem Linksspektrum, die versprechen, die sozialen Ungleichheiten zu 
lindern. Demgegenüber stehen Wähler, die entweder in den ärmeren Landre-
gionen und in den kleinen Provinzstädten oder in den Elendsvierteln der 
Großstädte leben. Diese Wählerschaft hat ein konservatives Wahlverhalten, 
in dem sich eine Fügsamkeit gegenüber den Klientelstrukturen und den loka-
len politischen Patronen ausdrückt (Avelar 2004: 291). Hier reproduziert 
das Verhältnis zwischen Politikern und Wählerschaft oft noch Reminiszen-
zen aus dem Patronagesystem, das in der Alten Republik den Ton in der 
brasilianischen Kommunalpolitik vorgab. Danach behält der lokale politi-
sche Chef, der sogenannte Coronel, die Kontrolle über die Wählerschaft, 
indem er ihr staatliche oder private Leistungen (Asphaltierung einer Straße, 
Hilfe bei der Beerdigung eines Familienangehörigen, Transport zu den 
Wahllokalen etc.) als Tauschmittel gegen die Stimmen anbietet. Über die 
Kommunalwahlen hinaus spielt ein derartiges Patronagesystem, des soge-
nannten Coronelismo, bei den bundesstaatlichen und nationalen Wahlen 
eine gewisse Rolle, da die auf lokaler Ebene vom Coronel rekrutierten 
Stimmen als Tauschmünze bei den Verhandlungen über politische Unter-
stützung und staatliche Reformen gelten.  
So wichtig der Coronelismo in der republikanischen Geschichte Brasi-
liens war  und dies vor allem in einer Zeit, als persönliche Abhängigkeits-
verhältnisse in einer noch weitgehend agrarischen Gesellschaft vorherrsch-
ten , so spielt dieses System für die überwiegend urbane Wählerschaft heu-
te nur noch eine residuale Rolle. Die wachsende Verbreitung und Aufnahme 
politischer Informationen sowie wahlrechtliche Hindernisse für die Stim-
menmanipulierung (Entpersonifizierung staatlicher Werbekampagnen, lan-
desweite Einführung elektronischer Wahlurnen usw.) tragen entscheidend 
dazu bei, die politischen Spielräume lokaler Patrone mehr und mehr einzu-
schränken (Avelar/Telles Walter 2008). 
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Neben den Parteien stellen zivilgesellschaftliche Akteure und Interes-
senverbände wichtige Akteure der politischen Landschaft Brasiliens dar. 
Erstere üben ihren politischen Einfluss über die Beteiligung an Partizipa-
tionsausschüssen (siehe Beitrag Frey in diesem Band) als auch über öffent-
lichkeitswirksame Proteste aus (siehe Beiträge von Gohn und Costa/Ryal y 
Costas in diesem Band). Auch das Verbandswesen zeigt im Lande ein aus-
differenziertes Bild auf. 
Das Organisationsmuster brasilianischer Gewerkschaften enthält noch 
Elemente der korporatistischen Struktur, die in der Diktatur Vargas unter 
faschistischem Einfluss entstanden war. Darunter fallen die obligatorische 
Gewerkschaftssteuer sowie das Repräsentationsmonopol auf lokaler Ebene. 
Das bedeutet, dass in einem Munizip jeweils nur eine einzige Gewerkschaft 
pro Branche staatlich zugelassen wird. Damit organisieren sich sowohl Un-
ternehmer als auch Arbeitnehmer in lokalen Branchengewerkschaften, die 
Föderationen auf der Ebene der Staaten und diese wiederum Konföderatio-
nen auf nationaler Ebene bilden. Überdies sind auch einige einflussreiche 
unabhängige Organisationen von Arbeitgebern und Arbeitnehmern zu fin-
den, die Angehörige unterschiedlicher Branchen einschließen.  
Die Unternehmerverbände schließen die Unterstützung politischer Par-
teien oder die Lobbyarbeit im Parlament zwar nicht aus, versuchen jedoch 
meistens, ihre Interessen unmittelbar mit den Regierungen zu verhandeln. 
Die Arbeitnehmergewerkschaften dagegen bevorzugen die Zusammenarbeit 
mit den Parteien, wobei sie im Rahmen der jüngsten Demokratisierung einen 
Wandlungsprozess ihrer politischen Handlungsmuster durchmachen.  
Der populistische Einfluss Vargas auf die Arbeiterschaft führte histo-
risch zu einem Klientelverhältnis zwischen der Partei von Vargas, der PTB 
und den Gewerkschaften, die sich nach den politischen Interessen von Var-
gas und seiner Partei richteten.11 Mit der Machtübernahme durch die Militärs 
1964 wurden die Gewerkschaften entpolitisiert: Streiks wurden strengstens 
unterdrückt, in den kritischen Gewerkschaften fanden Interventionen statt 
und viele Gewerkschaftler wurden inhaftiert. Erst Ende der siebziger Jahre 
konnte sich die Gewerkschaftsbewegung wieder organisieren. Im Ballungs-
gebiet São Paulos entstanden große Gewerkschaftsmobilisierungen, die das 
Streikverbot herausforderten und dazu beitrugen, das Militärregime politisch 
zu schwächen. In diesem Zusammenhang entstanden der unabhängige Ge-
                                                     
11  Nach seinem langen Amt als nominierter (1930-1934), gewählter (1934-1937) und 
eigenmächtiger (1937-1945) Präsident wurde Vargas 1950 für eine weitere Amtszeit ge-
wählt, die erst im Jahre 1954 mit seinem Selbstmord ein Ende nahm. 
Das politische System 203
werkschaftsverband CUT (vereinte Arbeiterzentrale) sowie die Arbeiterpar-
tei PT, in der neben der neuen Gewerkschaftsbewegung linksintellektuelle 
kirchennahe Organisationen, neue soziale Bewegungen und zahlreiche Ba-
sisbewegungen vertreten waren (Cardoso 2004: 299ff.). Die neuen Gewerk-
schaftler  unter ihnen der Metallarbeiter Lula, der 2003 Staatsoberhaupt 
wurde  übernahmen wichtige Funktionen in der neuen Partei und ließen 
sich von populistischen Figuren a la Vargas nicht mehr bevormunden. 
 
4. Ausblick 
Die Einschätzung der Schwächen und Stärken des brasilianischen politi-
schen Systems hängt stark von dem als Evaluierungsparameter gewählten 
Muster ab. Will man in Brasilien die Stabilität der bundesdeutschen Nach-
kriegsinnenpolitik wiederfinden, in der nach der Wiedervereinigung bereits 
die Entstehung einer Partei großes Unbehagen hervorruft, muss die brasilia-
nische Parteienlandschaft als chaotisch und disfunktional erscheinen. Beo-
bachtet man allerdings die Transformationen des politischen Systems seit der 
Demokratisierung, so entfaltet sich ein Bild dynamischer Struktur, im Rah-
men derer auch schwierige institutionelle Krisen wie das Amtsenthebungs-
verfahren gegen Collor oder die Mensalão-Affäre unter Lula ohne Gefähr-
dung der Demokratie überstanden werden konnten. Auch einzelne Indikato-
ren deuten einen Aufwärtstrend an: Die Instabilität der Wählerpräferenzen 
sowie die Parteienfluktuation durch die Politiker gehen kontinuierlich zu-
rück. Ferner ist heute die Wahlmanipulation so gut wie inexistent und die 
traditionellen Praktiken der Kontrolle über das individuelle Wahlverhalten 
durch Stimmenkauf oder Erpressung sind tendenziell in einigen Regionen 
rückläufig. Auf der Ebene der nationalen Politik spielen sie nur noch eine 
marginale Rolle.  
Gewissermaßen lässt sich eine Öffnung des Systems feststellen: Auf al-
len drei Ebenen kann man eine kontinuierliche Bemühung um Transparenz 
beobachten: Exekutive, Judikative und Legislative. Ferner werden neue 
Stimmen in das politische System integriert, indem Bürgerausschüsse Ver-
bände und zivilgesellschaftliche Akteure in die Deliberationsprozesse vor 
allem der Exekutive mit einbeziehen.  
Schwierig bleibt aber das Verhältnis zwischen Exekutive und Legislati-
ve, da der Kampf um parlamentarische Mehrheit im Rahmen des Koali-
tionspräsidentialismus Korruption fördert. Eine schon seit Jahren angekün-
digte politische Reform soll dieses Problem lösen. Inwiefern die brasiliani-
schen Politiker die Reform und damit mehr Klarheit in den Beziehungen 
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zwischen Regierung und Parlament schaffen wollen, bleibt fragwürdig, denn 
viele Politiker verdanken ihr politisches Überleben den Geschäften, die sie in 
den Grauzonen der Gewalten abwickeln. 
Eine andere Schwäche liegt in der Schnittstelle zwischen Exekutive und 
Judikative. Während die politischen Rechte im Rahmen der Demokratisie-
rung enorm erweitert wurden, schränkten sich die Freiheitsrechte u.a. auf-
grund des Zuwachses der organisierten Kriminalität, der korrupten Polizei-
apparate und des ungleichen Zugangs zum Rechtssystem ein. Ansätze zu 
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